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Marcus YVeib/e
Die Kirche als Arbeitgeber

A  A na INne Bestandsaufnahme IM Spiegel esbisch-schwuler Interessen

BA oft als spröde ateriıe verschrien spielt
Im Alltagsleben eINe gewichtige Rolle [DDIie sroße Anzahl arbeitsge-

richtlicher Prozesse macht deutlich, welches Konfliktpotential In diesem Be-
reich hesteht. [ )ies ıst nicht welıter überraschend: für manchen ist der Beruf
»Berufung«, ET schafft die Lebensgrundlagen un pragt das eigene Selbstver-
ständnis. [Damlıit regelt das Arbeitsrecht eınen Grundbereich menschlicher
Selbstverwirklichung.

Im Folgenden <oll die hbesondere Stellung kirchlicher Arbeitnehmer
behandelt werden. FS ist zeigen, die Unterschiede »Normalen«
Arbeitnehmern liegen und welche Konsequenzen hieraus resultieren. Vor
diesem Hintergrund 1st die spezielle Problematik lesbischer und schwuler
Menschen erörtern, die In eınem Beschäftigungsverhältnis 7Ur Kirche STE-

hen Nach WIE VOT stellen sich hier große Hindernisse In den VVeg, die sich
AUuUs$s der grundsätzlich negatıven bewertung der Homosexualität durch beide
Kirchen ergeben

Durch die Schaffung des Lebenspartnerschaftsgesetzes und die amı Vel-

bundene Möglichkeit der »Eintragung« gleichgeschlechtlicher Partner hat die
Auseinandersetzung eınen Höhepunkt erreicht. Uber dem kirchlichen
Arbeitnehmer, der VOorn/ diesem Rechtsinstitut Gebrauch machen möchte,
nängt das Damoklesschwert der Kündigung. Seine rechtlichen Möglichkei-
ten sind hier MUTr egrenzt.

Schließlich ird neben eıner ewertung der aktuellen Sıtuation auf die
welıtere Entwicklung und NEeEUE Perspektiven einzugehen seIn.
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Der allgemeine arbeitsrechtliche Hintergrund
aterije des Arbeitsrechts

[ )as Arbeitsrecht hat sich Im auTe der etzten undert Jahre eınem E1I-
genständigen Teilgebiet des Zivilrechts entwickelt. Malsgebend jerfür 1st
die Erkenntnis, dass der einzelne Arbeitnehmer typischerweise nicht In der
Lage ist, allein auf sich gestellt dUSSCWOSENE Vertragsbedingungen mMiıt dem
Arbeitgeber vereinbaren und seIınen Lebensunterhalt, besonders In /eıten
der Beschäftigungslosigkeit, sichern. häangen hiervon menschli-
che FxIstenzen ab Gegenstand des Arbeitsrechts Ist die abhängige Arbeit auf
bürgerlich-rechtlicher Grundlage. Seine Prinziplien entsprechen Im ern den
Zielsetzungen des Grundgesetzes: Freiheit, Gleichheit und sozialer Schutz.

Arbeitnehmer und Arbeitgeber Rechtliche Einordnung

A} Begriff des Arbeitnehmers

Der Gesetzgeber hat den Arbeitnehmerbegriff NIC definiert. [ JIie Bestim-
MUNg der Arbeitnehmereigenschaft ist daher für den Finzelfall u_
nehmen. Wesentliche Krıterien sind nach dem Bundesarbeitsgericht die
Weisungsgebundenheit des Arbeitnehmers n zeitlicher und Ortlicher Hın-
sicht, die CMNEC Einbindung n die Betriebsorganisation und das Erbringen der
SaNzZeEN der überwiegenden Arbeitskraft MNMUur für eınen Auftraggeber.

Begriff des Arbeitgebers
DIie Hauptpflicht des Arbeitnehmers Ist die Arbeitspflicht. und der AÄAT-
beit bestimmt ningegen der Arbeitgeber aufgrund seInes Weisungsrechts. Er
darf seın Weisungsrecht allerdings NIC rechtsmissbräuchlich, sondern [1UTr
nach billigem FErmessen ausüben!. 1es verpflichtet den Arbeitgeber grund-
sätziich 7Ur Beachtung der Grundrechte des Arbeitnehmers.

eıtere wesentliche Pflichten AUuUS$s dem Arbeitsverhältnis sind die FUursor-
gepflicht des Arbeitgebers un die Treuepflicht des Arbeitnehmers.

[ JDer Arbeitgeber schuldet dem Arbeitnehmer nicht UTr die Vergütung. Er
hat darüber hinaus auch die erforderlichen Vorkehrungen ZzZzu Schutz VOor')}
Leben und Gesundheit treffen?.

[ JDer Arbeitnehmer schuldet über seINne Arbeitsleistung hinaus Loyalität,sofern betriebliche Interessen berührt sind Deshalb ıst ß zur Verschwie-
genheit verpflichtet und [11US$5 eventuel|! außerdienstlich auf die beson-

Va S 315 BGiß
Vgl 618 BGiB
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dere Funktion des Arbeitgebers Rücksicht nehmen. 1es gilt, WIE Im folgen-
den zeigen seın wird, insbesondere für Arbeitnehmer, die He kirchlichen
Einrichtungen beschäftigt sind

C Kündigung un Kündigungsschutz
Bel der Beendigung VOIN Arbeitsverhältnissen ist zwischen solchen Au He-
stimmte und unbestimmte Zeıt unterscheiden. /umeilst ird kein fester
Fndtermin vereinbarrt. Neshalb bedartf 65 eıner Kündigung, die sowoh| Of[-
dentlich WIE auch außerordentlich? möglich Ist

aa) Kündigungsarten
Ordentliche Kündigung In der Probezeit

Kennzeichnend für die ordentliche Kündigung Ist sich, dass SIE keinen
Grund voraussetzt, aber einNne IS einzuhalten ist Im Rahmen der 50 Pro-
bezeit reduziert sich die Kündigungsfrist (innerhalb der ersten sechs Monate)
auf Z7WEI Wochen.*

| Ja während der Probezeit kein Kündigungsschutz nach dem Kündi-
gungsschutzgesetz pbesteht, Ist eIne Kündigung MUT nach allgemei-
menN\n Rechtsgrundsätzen nichtig.

In diesem Zusammenhang wurde folgender Fall entschieden: Fın LG
ternehmer stellte eınen Außendienstmitarbeiter eın Am
Za 03.1991 also noch während der Probezeit kündigte der Arbeitgeber.
|)er Arbeitnehmer klagte die Kündigung muit der Begründung, das Ar-
beitsverhältnis SI allein seIiıner homosexuellen Neigungen hbeendet
worden.

[)as Bundesarbeitsgericht BAG) vertrat hierzu die Ansicht, dass eine
Kündigung, die hei bestätigten u Leistungen NUur der HOoMOSseXUu-
alität des Arbeitnehmers ausgesprochen werde, den Girundsatz Vo
reu und Gilauben verstoße und damit unwirksam sSeI Sofern der gekündigte
Arbeitgeber nachweisen kann, dass seine sexuellen Neigungen den alleini-
gen Kündigungsgrund ildeten, hbestehe das Arbeitsverhältnis daher fort.>

(Z) Ordentliche Kündigung nach dem Kündigungsschutzgesetz
Wenn der Arbeitsvertrag sechs Monate hesteht und der Arbeitgeber mMIN-

destens sechs Arbeitnehmer beschäftigt, grei das eın Wirksam Ist
die Kündigung dann regelmäßig NUTr, Wenn SIE durch Giründe In der Person
(Zz.B mangelnde Eignung), Im Verhalten des Arbeitnehmers (z.B Verletzung
der Treuepflicht) der durch dringende betriebliche FErfordernisse (z.B (Jmi:

auch unscharf »fristlose Kündigung« genannt.
Vgl 627 BGB
Urteil des BAC Vo %3.06.1 994
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satzrückgang, Rationalisierung) SO71a| gerechtfertigt 1st_© Im übrigen hat eINEe
Anderung der Arbeitsbedingungen Vorrang VOT eIıner Entlassung.

BEe] der Homosexualität des Arbeitnehmers andelt RS siıch Uum»erınen In
der Person llegenden CGirund« Wıe das BAC In der ben zitierten Entschei-
dung klargestellt hat, vVermaß dieser für sich alleine jedoch nıe eINe Kun-
digung rechtfertigen L Der Arbeitgeber kann die Kündigung In derartigen
Fällen aber auf andere nach dem KSchG relevante Gründe (z.B fehlende
Qualifizierung) stutzen!

(3} Außerorden tliche Kündigung
[ DIe außerordentliche Kündigung durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Ist zulässig, Wenn die rortsetzung des Arbeitsverhältnisses AdUus$s wichtigem
run nıcht einmal His Z Fnde der Kündigungsfrist zumutbar ıst./ Delspie-
le Straftaten Im BetrieDb, wiederholte Arbeitsverweigerung.

DD) Allgemeine Grundsätze AA Beurteilung der sozlialen Rechtfertigung
Irotz der großen Unterschiede, die zwischen den einzelnen Kündigungs-

ründen bestehen, exıistieren gleichwohl! einıge wichtige allgemeine Girund-
satze, die nahezu he] jeder Kündigung beachten sind

»Absolute Kündigungsgründe«
SIe liegen VOT, WeeNn eın hbestimmtes Verhalten Immer eine Kündigung

rechtfertigen würde. | )as BAC hat wiederhaolt Klargestellt, ass CS keine »ab-
soluten Kündigungsgründe« gibt

Wıe aber IM welteren zeigen seIn wird, bestehen gerade Im ereich
des kirchlichen Arbeitsrechts Regelungen, die sich He] näherer UÜberprüfung
MNUur als »absolute Kündigungsgründe« qualifizieren lassen!

(23 Einzelfallbetrach LUNg
Be!l jeder Kündigung Ist der konkrete Finzelfall würdigen. Im Rahmen

eiıner Interessenabwägung sind das Fur un er der Kündigung gegenU-
berzustellen, wobei Alter, Unterhaltspflichten und die [)Dauer der Betriebszu-
gehörigkeit eine wichtige olle spielen.

(3) Prinzip der Verhältnismäßigkeit
Stets [1USS die Kündigung verhältnismäßig sSeIn. Y überprüfen Ist also,

ob nicht eın milderes Mitte| n Betracht ziehen Ist WIE Deispielsweise eiıne
Versetzung der vorherige Abmahnung des Arbeitnehmers

Vgl 1, 11
Vgl 626 BGiB
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[ )as BAC hält die vorherige Abmahnung des Arbeitnehmers unabhän-
S18 VOoT)] der Kündigungsart für zwingend eboten. Wurde dieses Frfordernis
nıcht gewahrt, ist die Kündigung schon aus diesem Grunde nichtig. FıNne
Abmahnung ıst MUurT ausnahmsweise entbehrlich, EIWa WEln das Fehlverhal-
tien des Arbeitnehmers schwerwiegend Wärl, dass das Vertrauensverhältnis
Z Arbeitgeber hereits durch den einmaligen Vorfall zerstort ıst

I7 Sondertall. Kırche

tellung IM aa

[J)As Grundgesetz hat für das Verhältnis zwischen dem Staat un den Kirchen
In seiınem 1A1 festgelegt, dass die entsprechenden Artikel der Weırmarer
Reichsverfassung WRV) Bestandteil des Grundgesetzes sind.

[)amliıt wurde JA1 eınen die Trennung zwischen Staat un Kiırche festge-
schrieben E3 | WRV Zum anderen obliegt S der jeweiligen Religions-
gesellschaft ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des
für alle geltenden (jesetzes ordnen 137 WRV)

|)Der deutsche Staat billigt somıt den Kirchen eın Selbstbestimmungsrecht
[ )ıes hat E: KONSEQUENZ, dass SIE ihrem esen nach unabhängig sind

und ihre Gewalt nıcht VOoO Staat herleiten. [Damlıit unterliegen SIE auch nıcht
der staatlichen Aufsicht mMiıt der Folge, dass die Inneren Verhältnisse der Kır-
chen frei VOT)] staatlichen Eingriffen bleiben

Kirchliches Innenrecht

Katholische Kleriker, Ordensangehörige un Diakonissen unterliegen AdUu$S-

schlielßlich dem kirchlichen Recht Fbenso sind die weltlichen Gerichte nicht
zuständig, WEeNN S die Dienstverhältnisse evangelischer farrer SOWIE
der kirchlichen Beamten beider Konfessionen geht Hıer haben die Kirchen
n ihrer Funktion als Körperschaften des Ööffentlichen Rechts die Fähigkeit,
Dienstverhältnisse Ööffentlich-rechtlicher Natur begründen, die nıcht dem
staatlichen Arbeitsrecht unterliegen.

Anders verhält sich die Sıtuation hingegen DEe] den »sonstigen Mitarbei-
lern« der Kirchen | )iese Personengruppe umfasst alle Beschäftigten In eiınem
CHNgETEN un einem welıteren Sinne un macht gegenwartıg 600 000 Mıtar-
Heiter au  N [DDamlıit sind die Kirchen die größten Arbeitgeber der Bundesrepu-
blik

B die Kirchen ihr Selbstbestimmungs- und Selbstverwaltungsrecht In
Übereinstimmung mMit den staatlichen (‚esetzen ausüben mussen, sind SIEe
nach der Rechtsprechung el der Regelung der Arbeitsverhältnisse ihrer
sonstigen Mitarbeiter das für alle geltende Arbeitsrecht gebunden. Somuit
sind die ben dargestgal Iten Girundsätze beachten: Ordentliche und außer-
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ordentliche Kündigungen uUuSsSsern\ also wWenn auf das Arbeitsverhältnis das
anwendbar IST »SOZ1a| gerechtfertigt« Semn Fntsteht darüber CIM Streit

können die Arbeitsgerichte angerufen werden

Arbeıitsrechtliche Besonderheiten

ArOz der soeben erläuterten grundsätzlichen Vergleichbarkeit der Arbeits-
verhältnisse »sonstıger kirchlicher Mitarbeiter« MmMIt denen aller übrigen
Arbeitnehmer hat die Rechtsprechung anerkannt, dAss He] der JuristischenÜberprüfung besondere Grundsätze hbeachten sind.

DEN Bundesverfassungsgericht hat mMit der grundlegenden Entscheidung
Vo 06 08 985 der Kirche die Befugnis zugebilligt den hr angehörigen D
beitnehmern die Wahrung der tragenden Girundsätze der kirchlichen TauU-
bens und Sittenlehre aufzuerlegen und deren Beachtung verlangen DIS
VO Arbeitnehmer Heachtenden kirchlichen Grundnormen können also
arbeitsvertraglich verbindlich festgelegt werden

Fbenso Kann die Schwere Verstoßes VOo Kkirchlichen Arbeitgeber
definiert werden FS IST dann CeIMNe Güterabwägung des Selbstbestimmungs-
rechts der Kirche un der Grundrechte des Arbeitsnehmers vorzunehmen
wobel das Selbstverständnis der Kirche besonders gewichten IST LDiese
kirchlichen Vorgaben siınd MNMUur dann unbeachtlich WeeNn SI sittenwidrig sind
der Widerspruch Z allgemeinen Willkürverbot stehen

Im Ergebnis bleibt festzuhalten dass damit dem Arbeitsgericht CINISES
VOTN SEeINeTr EntscheidungskompetenzS!ird [ JDer Kündigungsgrund
als solcher ird mehr der WECNISCH VOI der Kirche bereits definiert dass
letztlich Ur He der Verhältnismäßigkeitsprüfung ern richterlicher
Beurteilungsspielraum verbleibt

Damlit nähern sich die Vo der Kirche vorgegebenen [1UT auf Willkür
oder Sittenwidrigkeit überprüfbaren Maf(ßSstäbhe den ansonsien VOoO der
Rechtsprechung strikt abgelehnten absoluten Kündigungsgründen?!

II Kırchliche KündigungspraxIs
dargestellt anhand Von Beispielen

Kündiıgungsgründe S kırchlichen Arbeitsrecht

Neben den häufigen Kündigungsfällen die den Kirchenaustritt den Fhe-
bhruch un das Öffentliche Eıntreten »sonstiger Mitarbeiter« für Abtreibung

Vgl oben & bb) (
Vgl oben C) DD) n r V  —.
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FÜ Inhalt naben, Interessiert vorliegend die Kündigung kirchlicher 1tar-
beiter Homosexualität.'9

Auffassung der hbeiden großen Kırchen zur Homosexualıtäat als Kündiı-
gungsgrund
a) Katholische Kirche
Von der katholischen Kirche llegen mehrere offizielle Verlautbarungen

arüber VOT, WIE homosexuelle Menschen heurteilen sind.!!
Danach Ist jedwede praktizierte Homosexualität als schwerer Pflichten-

verstofl bewerten, wobeil jedoch unterscheiden ist

aq) » Offen gelebte Homosexualıität«
[Diese wird alc außerordentlich schwerwiegende Loyalitätsverletzung

wertelt, die die Kündigung des Arbeitsverhältnisses auch hne vorherige
Abmahnung!'* unumgänglich macht

D5) » Diskret gelebte Homosexualität«
Jer können nach Auffassung der Amtskirche »IM eınem bestimmten Fall

Umstände auftreten der In der Vergangenheit aufgetreten sein«, welche
die Schuldhaftigkeit des einzelnen vermindern der geradezu aufheben
können». In derartigen Fällen kennt das kanonische ecCc die Institute der
Verwarnung un des Verweilses > S macht trafen VOT der Voraussetzung
abhängig, dass der Betreffende der Verwarnung niıcht Z Finsicht g —
kommen Ist un ortfährt, Argernis eben.!*

Fın interessanter Fal| ZUT »diskret gelebten Homaosexualität« WAarT Anfang
der er Jahre VO Landesarbeitsgericht Baden Württemberg entschei-
den'!> |)Der Kläger begehrte VO eIner Einrichtung, deren ITrager die Katho-

DIie 'geringe Anzah! arbeitsgerichtlicher Urteile diesem Themenkreis jegt die
Vermutung nahe, dass die Kirche bemüht ist derartige Fälle diskret, d.hr

11
Sergerichtliche Inigung oder innerkirchliche Maßnahmen regeln.
Vgl 7.B Kongregation für die Glaubenslehre: Erklärung einigen Fragen der
Sexualethik Vo/Kongregation für das katholische Bildungswesen:
Hınweilse SA geschlechtlichen Erziehung VOo 12.1983; Kongregation für die
Glaubenslehre: Schreiben die ISCNOTE der katholischen Kirche über die Seel-
o für homosexuelle Personen VO Vgl ZEUT (janzen Hans-Jür-
sCcN Meyer, Bundesarbeitsgemeinschaft Schwule Juristen (9:), Schwule Im Recht
Rechtsratgeber für homosexuelle Menschen, Bamberg 1994 Kapite! »Schwule
Mitarbeiter der Kirchen «, B

12

13
Vgl oben 2.65
Vgl Canon 1339
Vgl Canon 1347, 1394

15 Urteil des 1 ACı Badev — Württemberg VO
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Iısche Kirche, WarTr In eın Ausbildungsverhältnis SA Heilerziehungspfleger
übernommen werden. D3 erforderlichen Voraussetzungen wurden VOT)]
ihm erfüllt. Darüber hinaus WarTr ihm die Ubernahme VOT) der Einrichtung
bereits zugesichert worden. Späater stellte sich die Beklagte jedoch auf den
Standpunkt, die VOoO Kläger bekannte und gelebte Homosexualität indere
den Abschluss eiInes Ausbildungsvertrages.

|)as Gericht erkannte darauf, dass dem Kläger der Anspruch gegenüber
der Beklagten zustehe. [DIies wurde damit Degründet, ass die Einrichtung
den BbewelIls eıner »offen gelebten Homosexualität« des Klägers schuldig
geblieben SeI Folglich liege auch Kein Verstofß die katholische TLı
hens- und Morallehre VOTr, der den Abschluss des ertrages indere. Außer-
dem habe sich die Einrichtung mit der Z/usage eiıner UÜbernahme, nach reu
un Glauben dem Kläger gegenüber gebunden.

Evangelische Kirche

Auch hier llegen offizielle Stellungnahmen VOT, die jedoch VoO der FEnt-
wicklung der 9 /  D re faktisch überholt worden sSind.

aa) Standpunkt der erre
Hıer Ist kein großer Unterschied ZUr HIS heute bestehenden katholischen

Auffassung festzustellen. DITZ Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche ET-
kannte homosexuelle Mitarbeiter MNUur dann als ragbar d wWwenn SIE auf die
Praktizierung der Homosexualität verzichteten. [ DIie ffen elebte un VOGTI-
retene Homosexualität wurde als schwerer Pflichtenverstoß gewertet, wäh-
rend CS el der nicht ffen praktizierten Homosexualıtät auf den Einzelfall
ankam.

Nach welchen Kriıterien eın solcher Einzelfall bewerten Wär, zeigt die
vorliegende Entscheidung:

FEinem Bediensteten des Diakonischen Werkes wurde mit Schreiben
Vo das Arbeitsverhältnis gekündigt. Zur Begründung wurde
vorgetragen, durch vertrauliche Hınweise SEeI bekannt geworden, dass der
Bedienstete homosexuelle Beziehungen unterhalte, IM übrigen aktiv In einer
Schwuleninitiative mitarbeite.

In der folgenden Verhandlung stellte der Kläger nicht In Abrede NOomo-
seXuel| seIln, wandte sich aber gleichwoh! die erfolgte Kündigungdurch den kirchlichen Arbeitgeber.

as hierzu CTrBANSECNE Urteil des stellte Klar, dass die IM außer-
dienstlichen ereich ausgeübte homosexuelle Praxıs eINes Im Dienst eıner
evangelischen Landeskirche stehenden Arbeitnehmers eıIne Vertragsverlet-

Urteil des BAC; VOo 033
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ZUNgs darstelle, die grundsätzlicı geeignet sel, eınen Kündigungsgrund al
zugeben

[ Dire ausgesprochene Kündigung SE] jedoch unwirksam, weil die Beklagte
den Kläger vorher nicht abgemahnt habe 1es SE zwingen eboten BECWE-
SCH,; da der Kläger sSeEINE Homosexualität In der Anonymıitat eıner entfern-
ten Großstadt un damit »diskret« gelebt habe Schließlich SI In der VO

Beklagten heanstandeten Teilnhahme des Klägers Veranstaltungen eiıner
Schwuleninitiative keine »olffen« gelebte Homosexualität erblicken. SO
SI die Inıtlatıve keinem Zeitpunkt Drovokativ In Erscheinung un
wende sich Im übrigen die Offentliche Diskriminierung der HOomose-
Xualıtät.

BED Urteil ist In zweierlel Hinsicht interessant. /uUum eınen USstie der
Kläger damit rechnen, he] eınem Fortfführen der »diskret gelebten Homose-
Xualität« endgültig entlassen werden. [Das BAC spricht eıner fehlgeschla-

Kündigung nämlich regelmälsig die Funktion einer Abmahnung des
Arbeitnehmers mMıiıt der Folge, dass der Kläger U »gewarnt Zum
anderen definierte das Gericht erstmalig die »offen elebte Homosexualität«
un bewertete das Engagement In eIner Schwuleninitiative Als grundsätzlich
DOSITIV.

55) Entwicklung der Q0er re
Nachdem die Berlin-Brandenburgische evangelische Landeskirche In EI-

MNerlTr Erklärung Vo 097 Homosexualität als eınen »anderen Ausdruck
menschlicher Sexualität« anerkannte, bahnt sich eın UJmdenken innerhalb
der evangelischen Kirche Schon vorher machte sich dieser Umschwung
In der innerkirchlichen Rechtsprechung emerkbar:

SO scheiterte die Entlassung eInes Pfarrers, der sich beginn der Q0er
re ffen seIlIner gleichgeschlechtlichen Partnerschaft bekannt hatte . !7
LDieses richtungsweisende Urteil der Kammer für Amtszucht der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Hannover wurde VO Senat für Amtszucht der

durch Urteil Vo bestätigt. Damlit zeichnete sich Zu
ersten Mal eine deutliche Liberalisierung der kirchlichen Gerichtsbarkeit Im
Umgang mit homosexuellen Bediensteten ab 18

FS Ist daher vorerst Im evangelischen aum nıcht mit welteren Kündigun-
SCN VOT) homosexuellen Mitarbeitern rechnen.

17 Vgl Schwule Im Recht aa (} S
SO hatte das Verfassungs- und Verwaltungsgericht der noch In seinem
Urteil Vo die praktizierte Homosexualität eINEes Hilfspfarrers AfS
Entlassungsgrund bestätigt. LDamlıit WarTr die tellung innerkirchlicher Bediensteter
ungleic schlechter als die der »sonstigen Mitarbeiter«, unterlagen letztere doch
der weltlichen Gerichtsbarkeit, die schon In den 80er Jahren ihre Standpunkte
andern begann.
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erpartnerung als »absoluter Kündigungsgrund«
Miıt dem Beschluss des LPartC; durch den deutschen Bundestag und dessen
bestatigung durch das Bundesverfassungsgericht In Karlsruhe haben gleich-
geschlechtliche Beziehungen eınen rechtlich legitimierten Entwick-
lungsrahmen erhalten [DIie Auswirkungen eıner Eintragung nach dem
en auch HIC VOT der Kirche In hrer Rolle als Arbeitgeber haltgemacht.

Die katholische Kırche

SIEe hat dem Rechtsinstitut In der Erklärung des Ständigen Kates der
Deutschen Bischofskonferenz VOo 24 .06.072 eindeutige Worte gefunden:

» [Jas MEeUu geschaffene Rechtsinstitut der Lebenspartnerschaft nach dem
(‚esetz ZUEE Beendigung der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher (‚emeIln-
schaften widerspricht der Auffassung über Fhe un Familie, WIE SIE die
katholische Kirche lehrt Mitarbeiterinnen un Mitarbeiter IM kirchlichen
Dienst, gleich ob SIE der katholischen Kirche angehören der nicht, die nach
diesem (J‚esetz eıne ‚,eingetragene Lebenspartnerschaft: eingehen, verstoßen
adurch die für SIEe geltenden Loyalitätsobliegenheiten

BEG ingehen eıner eingetragenen Lebenspartnerschaft Ist deshalb eın
schwerwiegender Loyalitätsverstoß .5 Art Abs der Grundordnung
des kirchlichen [Dienstes IM Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse, der die
dort geregelten Rechtsfolgen nach sich zieht.«

In des kirchlichen Dienstrechts Ist als Rechtsfolge die Kündigungdes Arbeitsverhältnisses vorgesehen.
DEl eıner Verpartnerung andelt 65 sich eindeutig »offen« gelebte

Homosexualität Im ben geschilderten Sinne. amı WarTr S logische KONSE-
/ dass eine Eintragung nach dem VOT)] der katholischen Kirche
In den Kkang eInes »absoluten Kündigungsgrundes« erhoben wurde. Auch
wWenn ES derartige Kündigungsgründe nach dem BACG eigentlich Sal NIC g —ben darf, Ist doch festzustellen, dass das Vorliegen einer Eintragung nach
katholischem Kirchenrecht zwingen den Kündigungstatbestand rfüllt Fuür
eine darüber hinausgehende Interessenabwägung durch das Arbeitsgerichtdürfte In diesem Zusammenhang kaum mehr Platz seIn.

Die evangelische Kıirche

DIie EKI) hat In einer Orientierungshilfe Vo September 7002 folgende Aus-
Sape emacht:

» ( War Ist die Kirche aufgrund des kirchlichen Selbstbestimmungs-rechts grundsätzlich berechtigt ihren Mitarbeitern als Loyalitätsobliegenheit
eın Verbot für das Eingehen VOI »Lebenspartnerschaften« aufzuerlegen DZW.
rechtliche Konsequenzen Aaus dem Bestehen solcher Partnerschaften ZI@E-
hen [)Aas elz aber VOTaUSs, dass S sich eınen Sachverhalt andelt, der IM
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Verständnis der Kirchen erhebliches Gewicht hat S kannn nıcht unberück-
sichtigt bleiben, dass die FKI) eine Verbesserung der Rechtsstellung und
des Rechtsschutzes gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften aus ethi-
schen Gründen ausdrücklich befürwortet hat DDanach wird CS maßgeb-
lıch darauf ankommen, ob DZW. Inwieweilt die | ebensweise der hetreffenden
Mitarbeiter Im Kkonkreten Fall muit dem kirchlichen Verkündungsauftrag VeT-
einbar ISst.«

Demnach darf davon aUS$  Cn werden, dass die evangelische Kirche
Mitarbeiter, die eIne Lebenspartnerschaft führen, vorerst welter beschäftigen
ird |)as bedeutet aber auch, dass » Off8n « gelebte Homosexualität auf
evangelischer Seıite keinen »absoluten Kündigungsgrund« mehr bildet.

Abschließende Beurterlung
Zusammenfassung

Aufgrund der besprochenen Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
sind die Kirchen Derechtigt, allen Mitarbeitern die Beachtung der tragenden
Girundsätze der kirchlichen Gilaubens- und Sittenlehre aufzuerlegen un VOT)]
ihnen verlangen, dass SIE auch Im Privatleben nıcht die fundamen-
talen Verpflichtungen verstoßen, die sich aus ihrer Zugehörigkeit ZUrT Kirche
ergeben un die jedem Kirchenmitglied obliegen.

DEN gibt den kirchlichen Arbeitgebern die Möglichkeit, lesbische und
schwule Mitarbeiter entlassen, WeEeTN SIE die kirchlichen aubens-
und Moralvorschriften verstoßen.

[ )as bislang wichtigster Meilenstein der schwul/lesbischen
EmanzIpation In Deutschlan hat unterschiedlicher kirchlicher ESO-
[1aNz geführt. Während die Katholische Kirche He der nun gegebenen MOg-
lıchkeit der Verpartnerung muit der Kündigung des Arbeitsverhältnisses ro
nımmt die evangelische Kirche eINne abwartende Posıtion der vorläufigen
Duldung eın

Rechtliche Möglichkeiten
egen mögliche Kündigungen, die aufgrun eıner Eintragung VOIT] ıtar-
heitern nach dem LPartCG erwarten sind, |ässt sich rechtlich MNUurTr wenIig
unternehmen. Finer Kündigungsschutzklage ware regelmäßig kein Erfolg
beschieden, wei|l die sozlale Rechtfertigung aufgrund des äaußert |imitierten
Prüfungsrahmens der Arbeitsgerichte fast Immer bejahen ware.

Falls CS Kündigungen kKommt, empfiehlt sich der Hınwelils, dass MNan die
Angelegenheit Dublik machen werde.!? DE eın derartiger Rechtsstreit großes

Vgl hierzu und Z folgenden: Bruns In svd.de/recht/
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Öffentliches Aufsehen CIreSCNn wird Was die Kirche erfahrungsgemäß scheut),
hesteht zumindest die Möglichkeit gunstige Abfindungen erzielen.

Regelmäßig ird den Betroffenen empfehlen seln, dem kirchlichen
Arbeitgeber die Verpartnerung nicht mitzuteilen. Zu Heachten Ist jerbei
jedoch, dass die Meldebehörden mittlerweile den öffentlich-rechtlichen Ke-
1gionsgesellschaften ZUur Erfüllung ihrer Aufgaben auch Angaben über die
Begründung eıner Lebenspartnerschaft machen dürfen. (UJUm dies verhin-
dern, sollte Nan ais betroffener Mitarbeiter eıner katholischen Einrichtung
VOo seiınem Verweigerungsrecht gegenüber der Meldebehörde Gebrauch
machen.?9

Künftige Perspektiven
[DIie Privilegierung der Kirche IM Vergleich sonstigen Arbeitgebern hat
historische urzeln. Sie hat In den übernommenen Regeln der VWRV ihren
verfassungsrechtlichen Ausdruck gefunden. Fine Anderung der bisherigen
Kündigungspraxis In kirchlichen Einrichtungen Ist nicht erzwingbar, da diese
Juristisch In den melılsten Fällen »aln Jaängeren Hebel« sıtzen.

Abhilfe könnte eiIne Verfassungsänderung schaffen, die entweder die ET-
satzlose Streichung des FTAl} {n der übernommenen Kirchenartikel
der WRV umfasst der zumindest eın arbeitsrechtliches Diskriminierungs-verbot statulert. | Ja die Kirchen ihre Sozialarbeit fast ausschließlich muit at-
lıchen Mitteln finanzieren ware S auch denkbar, die Bereitstellung dieser
Gelder VOoT/ der Verpflichtung der Kirche abhängig machen, die rund-
rechte ihrer Mitarbeiter beachten.?!

Derartige Anderungen hedürfen aber angesichts der traditionel|! starken
Stellung der Kirche IM deutschen Verfassungsgefüge langanhaltender LOD-
byarbeit. Mit schnellen Erfolgen Ist daher nicht rechnen!

Vor diesem Hintergrun Mag 5 eınen Hoffnungsschimmer darstellen,
dass SICH die evangelische Kirche der Entwicklung zumindest DrINZI-
piel| nicht mehr verschließt. FS Dleibt abzuwarten, ob aus der Posıtion des
»Duldens« einmal eIne Position des »Bejahens« ird
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